
Seit dem 1.1.2011 regelt in der Schweiz 
das neue Pflegegesetz die Finanzierung 
der Pflege dahingehend, dass die Kosten 
von ärztlich verordneten Pflegeleistun-
gen nicht wie früher nur zwischen den 
betroffenen Menschen und den Kran-
kenversicherern, sondern neu auch in be-
trächtlichem Maß zulasten der Wohnge-
meinde verteilt werden. Gleichzeitig mit 
diesen gesetzlichen Veränderungen wird 
von den Kantonen und Gemeinden der 
gesundheitspolitische Grundsatz „am-
bulant vor stationär“ stark gefördert, weil 
man sich so mitunter erhofft, den kost-
spieligen Eintritt in ein Pflegeheim hin-
auszögern oder vermeiden zu können. 
Dieser Grundsatz reiht sich in den ge-
samteuropäischen Diskurs „ambulant 
vor stationär“ ein, der seit den 1980er Jah-
ren im Rahmen der Reorganisationspro-
zesse der Gesundheits- und Sozialwesen 
geführt wird. Manche Autoren sprechen 
sogar von einer eigentlichen „Ambulan-
tisierung“ [1] und einem „ambulant statt 
stationär“ [2]. In der Schweiz erfolgte die 
Ausrichtung an diesem Grundsatz ver-
gleichsweise spät. Heute ist das Leben im 
eigenen Zuhause auch Ziel der aktuellen 
Schweizer Alterspolitik mit ihren gesetz-
lichen Neuerungen der letzten Jahre [3]. 
Im Maßnahmenkatalog zur Realisierung 
von „ambulant vor stationär“ forderte das 
neue Pflegegesetz (§ 7) die Gemeinden 
auf, bis 2014 kommunale Auskunftsstel-
len (AS) zu errichten, mit dem Ziel, der 
Bevölkerung den Zugang zu Antworten 
auf Fragen hinsichtlich ambulanter und 
stationärer Pflegeversorgung zu sichern.

Projektziele

Ziel dieser Studie war es, zu analysieren, 
wie im Kanton Zürich dieser vage formu-
lierte Auftrag der kommunalen AS auf 
Gemeindeebene umgesetzt wird. Im Fo-
kus des Erkenntnisinteresses stand da-
bei die Analyse der Rahmenbedingun-
gen, unter denen Entscheidungen in kon-
kreten Übergangssituationen zur Pflege-
bedürftigkeit stattfinden. Hierzu wurden 
Formen und Strukturen der kommunalen 
AS für Fragen zur ambulanten und stati-
onären Pflegeversorgung untersucht. Die 
vorliegende Studie ging der Frage nach, 
unter welchen Strukturvoraussetzungen 
Beratung und Begleitung unterstützungs- 
und pflegebedürftiger Menschen und ih-
rer Angehörigen durch die kommunalen 
AS stattfinden. Die Auskunftsstellen wur-
den als Forschungsgegenstand gewählt, 
weil sie die kommunale Knotenstelle zwi-
schen der Bevölkerung, den Dienstleis-
tenden und der Gemeinde darstellen. Sie 
erlauben deshalb, die individuellen Ebe-
nen (Stellenleiter/in, ratsuchende Per-
sonen), die organisationale Ebene (AS) 
und die kommunale und gesetzliche Ebe-
ne (Gemeinde und Gesetzeslage) und de-
ren Wertvoraussetzungen zu erfassen. Die 
Fragestellung des Projekts umfasst die fol-
genden Punkte:
1. Aufbau und strukturelle Rahmenbe-

dingungen der AS
2. Bedürfnisse und Anliegen, die von 

den Ratsuchenden an die AS heran-
getragen werden

3. Unterstützungsangebote und Hand-
lungsoptionen durch AS

4. Involvierte Wertvorstellungen von 
Fragilität und Pflegebedürftigkeit

5. Handlungs- und Unterstützungsbe-
darf

Der vorliegende Artikel beschränkt sich 
auf die Analyse struktureller Rahmenbe-
dingungen (Punkt 1) und ergänzt diese 
durch sozialethische Reflexionen.1

Material und Methoden

Die vorliegende Studie fand zwischen 
Herbst 2013 und Frühling 2015 statt. Für 
die semistrukturierten Interviews wurden 
alle AS des Kantons Zürich angeschrie-
ben, die sich auf den Webseiten der Ge-
meinden ausfindig machen ließen und ge-
mäß § 7 des neuen Pflegegesetzes betrie-
ben werden (n=46). 16 AS willigten zu ei-
nem Interview ein. Die 1–2 h dauernden 
Interviews mit AS-Leiterinnen und -Lei-
tern (14 Frauen, 2 Männer) fanden in 
den jeweiligen Räumlichkeiten der AS 
statt. Weiter bildeten Feldnotizen als auch 
„graue Literatur“ wie z. B. Informations-
broschüren und Webseiteninformationen 
einen ergänzenden Teil des Datenkorpus 
[4]. Die Interviews wurden aufgezeichnet 
und transkribiert. Aus Themen des Inter-
viewleitfadens und aus Themen, welche 
die Interviewpartnerinnen und -partner 
selber zur Sprache gebracht haben, wur-
de ein Codierleitfaden erstellt. Die Codes 
wurden definiert, was als gemeinsame Ar-
beitsgrundlage für die Codierenden dien-
te. Die Transkripte wurden mithilfe der 
qualitativen Analysesoftware QDAminer 

1 Für die Analyse der weiteren Punkte s. [11].

Andrea Abraham · Hildegard Huber · Ruth Baumann-Hölzle
Dialog Ethik – Interdisziplinäres Institut für Ethik im Gesundheitswesen, Zürich, Schweiz

Strukturelle Herausforderungen 
kommunaler Altersstellen 
in der Schweiz

Eine qualitative Studie mit ethischer Reflexion

Z Gerontol Geriat 2016 · 49:500–504
DOI 10.1007/s00391-015-0948-2
Eingegangen: 16. Februar 2015
Überarbeitet: 2. Juli 2015
Angenommen: 7. August 2015
Online publiziert: 25. August 2015
© Springer-Verlag Berlin Heidelberg 2015

Originalien

500 | Zeitschrift für Gerontologie und Geriatrie 6 · 2016

s
o
u
r
c
e
:
 
h
t
t
p
s
:
/
/
d
o
i
.
o
r
g
/
1
0
.
2
4
4
5
1
/
a
r
b
o
r
.
1
3
2
9
7
 
|
 
d
o
w
n
l
o
a
d
e
d
:
 
1
7
.
1
2
.
2
0
2
1

http://crossmark.crossref.org/dialog/?doi=10.1007/s00391-015-0948-2&domain=pdf&date_stamp=2015-8-21


lite codiert [5] und inhaltsanalytisch aus-
gewertet [6]. Zu jedem analysierten Code 
wurden sowohl ein empirisch-deskriptiv 
gehaltener Text als auch ethische Reflexi-
onspunkte und Abwägungen („critical ap-
praisal“) verfasst. Die kritischen Beurtei-
lungen wurden in einem interdisziplinä-
ren Prozess besprochen und finalisiert [7].

Im Folgenden werden die Ergebnisse 
der Analyse der strukturellen Rahmen-
bedingungen, unter denen die AS arbei-
ten, präsentiert. Sie umfasst eine kurze Be-
schreibung der AS und deren Aufgaben-
spektrum. Die Herausforderungen dieses 
Aufgabenspektrums werden am Beispiel 
des Auftrags zur Koordination, Vernet-
zung und Zusammenarbeit sowie der Ab-
hängigkeit der AS vom kommunalpoliti-
schen Diskurs beschrieben.

Kommunale Altersstellen

Alle untersuchten Gemeinden haben die 
Auskunftstellen auf Altersfragen ausge-
richtet und bieten ihre Dienste kostenlos 
an. Aus diesem Grund ist im Folgenden 
von „Altersstellen“ (AS) die Rede.

Der vage formulierte gesetzliche Auf-
trag, AS zu bezeichnen, wurde von den 
Gemeinden sehr unterschiedlich inter-
pretiert und umgesetzt. Ausdruck davon 
sind beispielsweise die verschiedenen Be-
zeichnungen dieser Stellen von sachli-
chen Namen (z. B. „Fachstelle Alter und 
Gesundheit“) über Namen mit Altersan-
gaben (z. B. „Anlaufstelle 60 +“) bis hin zu 
„modernen“ Namen wie „info@alter“. Die 
Stellen stehen allen ratsuchenden Men-
schen und Institutionen mit Fragen zum 
Thema „Alter“ offen.

Die Verantwortung für die AS tragen 
die Gemeinden, wobei sich deren Betrei-
ber unterscheiden: In manchen Gemein-
den ist es die lokale Verwaltung (Sozial- 
oder Gesundheitsabteilung), in anderen 
Gemeinden besteht ein Leistungsvertrag 
mit einer externen Organisation (z. B. Pro 
Senectute, Altersheim, privates Dienstleis-
tungsunternehmen). Die meisten AS ha-
ben sich in Räumlichkeiten von Alters- 
und Pflegeheimen eingemietet oder sind 
in Gebäuden der Gemeindeverwaltung 
untergebracht. Nur zwei AS befinden sich 
in unabhängigen Gebäuden. Das Dienst-
leistungsangebot der Stellen unterscheidet 
sich stark. Die Öffnungszeiten variieren 

zwischen einem halben Tag und 5 Tagen 
pro Woche. Es gibt AS, die nur via Web-
seite oder Telefon Informationen abgeben 
und andere, die Klientinnen und Klien-
ten mehrmalig beraten oder sogar Haus-
besuche anbieten. Über die Existenz der 
AS wird vielerorts an den Gemeindever-
sammlungen – also einem direkt-demo-
kratischen politischen Organ – entschie-
den. Profil und Funktion der AS Leiten-
den sind hinsichtlich ihrer Ausbildungen, 
Berufsbiografien und Fachkompetenzen 
sehr heterogen. Vor diesem Hintergrund 
ergeben sich explizit oder implizit unter-
schiedliche Aufgabenbereiche für die Stel-
lenleitenden.

Das breite Aufgabenspektrum 
der Altersstellen

Während eine Minderheit der besuchten 
AS ihre Aufgabe als reine Informations-
vermittlung wahrnimmt, beschreibt die 
Mehrzahl ihren Auftrag als sehr breit. So 
schildert beispielsweise eine Interview-
partnerin:

„Der Auftrag hatte […] nicht so viele wirk-
lich konkrete Beratungen vorgesehen. Man 
ahnte nicht, dass das so herauskommen 
wird. Vor allem, dass ich auch relativ vie-
le Hausbesuche mache bei Leuten, die nicht 
mehr hier her kommen können oder nicht 
unbedingt hier hinkommen wollen, und die 
man so ein bisschen aufsuchen muss. Mein 
Auftrag war schon diese Beratung und In-
formation gemäß Pflegegesetz. Dann Bera-
tung mehr im Sinne von Triage […]. Und 
dann sollte ich die Freiwilligengruppe auf-
bauen und Prävention und Gesundheits-
förderung umsetzen. Dann gehören na-
türlich die Führung der Alterssiedlungsas-
sistentinnen und das ganze Management 
der Alterswohnungen auch noch zu mir. 
Das heißt, die Warteliste führen und so 
[…]. Und dann war einfach geplant, dass 
ich Fachfrau in Altersfragen für die Stadt X 
bin, also für die politische Behörde. Es gibt 
da so Projekte von der Auslagerung vom 
Altersheim, in denen ich mitarbeite. Und 
einfach der Aufbau von neuen Angeboten 
in X, oder überhaupt die Ausrichtung der 
Alterspolitik mitgestalten […].“ (AS14)

Entsprechend der Angebotsvielfalt 
kommt in den Interviews sehr deutlich 

zum Ausdruck, dass auch der konkrete 
Auftrag für die einzelnen AS unscharf ist: 
Welche Anfragen sind als weiterführen-
de Aufträge zu betrachten? Wer hat eine 
Auftragsbefugnis? Auf welche Weise, mit 
welchem Ziel und welchen Kompetenzen 
wird ein Auftrag bearbeitet? Mit welchen 
Instrumenten werden die Problemlagen 
der Ratsuchenden erfasst und dokumen-
tiert und wie können sie ihnen gerecht 
werden? Wann und wie wird ein Auf-
trag abgeschlossen? Wozu sind die AS be-
rechtigt? Neben festen Rahmenbedingun-
gen, wie z. B. dem zur Verfügung stehen-
den Jahresbudget, definieren viele AS-Lei-
tende ihre Tätigkeitsfelder selbst. Dieser 
Handlungs- und Gestaltungsspielraum 
wird grundsätzlich als positiv empfun-
den. Auf diese Weise entstehen oftmals 
individuell gewachsene Angebote, welche 
jedoch eng an die Person der AS gebun-
den sind. Diese Personifizierung kommt 
im Zitat „ich bin die Anlaufstelle“ (AS4) 
oder „ich bin eigentlich wie frei schaf-
fend“ (AS5) zum Ausdruck. Hingegen 
kann die Unklarheit des konkreten Auf-
trags auch belastend sein, gerade wenn es 
um Verantwortungsfragen und Zustän-
digkeiten in komplexen, längerfristigen 
oder dringlichen Fällen geht. Die meisten 
AS stehen hierbei in einer Entwicklungs-
phase. Eine Interviewpartnerin betont so 
auch, dass die vergangenen Jahre „ein Su-
chen [waren], was diese Stelle soll“ (AS3). 
Der Auftrag der AS, in den Gemeinden 
koordinierend und vernetzend zu wir-
ken, lässt denn auch viel Interpretations-
spielraum und ist als Auftrag ohne inhalt-
liche Präzisierung für die AS-Leitenden 
schwierig umzusetzen.

Koordination, Vernetzung 
und Zusammenarbeit: 
eine Herausforderung

In den Gesprächen bezeichnen die AS-
Leitenden die Koordination und Ver-
netzung als einen zentralen Auftrag und 
sprechen dabei von „Drehscheibe“ (AS4) 
und „Triage“ (AS1, AS8). Sie betonen die 
große Bedeutung dieser Funktion in kom-
plexen Fällen mit verschiedenen Akteu-
ren. Als Knotenpunkt in den Gemeinden 
verfügen die AS theoretisch über ein gro-
ßes Netzwerk (z. B. Behörden, Kliniken 
und Heime, gemeinnützige Vereine, lo-
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kale Gewerbebetreiber). Diese Netzwer-
ke werden von den AS-Leitenden unter-
schiedlich genutzt. Eine AS-Leiterin be-
schreibt diesen Nutzen nachfolgend an-
schaulich:

„Was für mich elementar wichtig ist, ist auf 
Gemeindeebene eine gute Zusammenarbeit 
mit all den anderen anbietenden Instituti-
onen im Bereich Alter: mit der Spitex, Ärz-
ten, Apothekern, Friseusen, also mit all de-
nen, die mit älteren Personen zu tun haben. 
Hier ist X eine sehr sensibilisierte und sehr 
aktive Gemeinde, sicher auch dank der Ge-
meinderätin, welche dies in die Hand ge-
nommen hat. Auf der Homepage der Ge-
meinde gibt es den Bereich ‚Leben im Al-
ter‘, was ich sehr fortschrittlich finde. Alter 
ist ein Thema. Es gibt eine ‚Kommission 
Alter‘, welche sehr engagiert ist mit all den 
Veränderungen vor Ort. Es gibt eine ‚Kom-
mission Netz‘, wo alle drin sind, sei es Ju-
gend, Alter, Schule, und wo man die ganze 
Zusammenarbeit des Ortes zusammen be-
spricht.“ (AS2)

Vielerorts erschweren hingegen die Struk-
turen der kommunalen Altersarbeit die 
Vernetzung. So besteht in vielen Gemein-
den eine fragmentierte Landschaft von 
Dienstleistern, die untereinander kaum 
oder nur selektiv zusammenarbeiten. In 
manchen Gemeinden erfolgt die Vernet-
zung eher unverbindlich: In der Beschrei-
bung ihres Auftrags sagt eine AS-Leiterin 
beispielsweise, dass die Koordination da-
zu diene, „dass man ein bisschen vonein-
ander weiß“ (AS10). Andere organisieren 
regelmäßige Treffen, in deren Rahmen die 
Zusammenarbeit, die Arbeitsteilung und 
die Abgrenzung festgelegt und aktuelle 
Bedürfnisse, Schwierigkeiten und Lücken 
in der Altersarbeit thematisiert werden. 
Eine AS-Leiterin illustriert dies an den In-
halten eines eigens für diesen Zweck etab-
lierten Forums:

„Was läuft gerade? Wo läuft es nicht gut? 
Wo stellt man irgendwo eine Lücke fest, die 
noch geschlossen werden sollte? Das wird 
dann diskutiert und es wird geschaut, ob 
das jemand übernehmen könnte, oder ob 
man etwas ganz Neues in der Gemein-
de aufziehen muss, weil das und das fehlt. 
Man schaut, dass man Doppelspurigkei-
ten abbauen kann, und dass man den gan-

zen [Alters-]Bereich in der Gemeinde, der 
sich ja auch immer wieder ein wenig verän-
dert, weil neue Bedürfnisse dazukommen, 
im Altersforum bespricht und eine Lösung 
sucht.“ (AS5)

Im Gegensatz dazu wird Vernetzung 
manchmal gar nicht gewünscht, wenn ein 
„Gärtchendenken“ vorherrscht und „jeder 
für sich arbeitet“ (AS5). Eine weitere Her-
ausforderung für die AS-Leitenden ist der 
Datenschutz: Grundsätzlich unterstehen 
sie und die anderen Akteure der Alters-
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Zusammenfassung
Hintergrund. Die Schweizer Alterspolitik mit 
ihren gesetzlichen Neuerungen der letzten 
Jahre orientiert sich am Grundsatz „ambu-
lant vor stationär“. 2011 wurden die Gemein-
den u. a. dazu angehalten, kommunale Aus-
kunftsstellen für Fragen zur ambulanten und 
stationären Pflegeversorgung zu errichten.
Ziel. Ziel der vorliegenden Studie war zu er-
heben, in welcher Form und unter welchen 
strukturellen Rahmenbedingungen solche 
kommunalen Altersstellen betrieben werden.
Methodik. Im Rahmen einer qualitativen 
Studie wurden semistrukturierte Interviews 
mit Leiterinnen und Leitern von Altersstellen 
geführt und mit einem inhaltsanalytischen 
Verfahren ausgewertet.
Ergebnisse. Die Ergebnisse zeigen einer-
seits, dass die Altersstellen das Potenzial als 
Knotenpunkt in den Gemeinden aufweisen 
und ihnen eine hochkomplexe, anspruchs- 

und verantwortungsvolle Aufgabe zukommt. 
Sie verdeutlichen andererseits, dass auf struk-
tureller Ebene eine sehr heterogene und un-
geregelte Situation besteht.
Diskussion. Für die kommunalen Altersstel-
len besteht Handlungsbedarf wie z. B. stan-
dardisierte Verfahrensstrukturen, definier-
te Tätigkeits- und Verantwortungsbereiche, 
Kompetenzprofile für die Stellenleitenden, 
festgelegte Dokumentations- und Kommuni-
kationsabläufe und Instrumente zur Beglei-
tung von Entscheidungsprozessen und ethi-
schen Güterabwägungen.

Schlüsselwörter
Ambulante Altersversorgung · 
Strukturentwicklung · Alterspolitik · 
"Ambulant vor stationär" · Kommunale 
Ungleichheit

Organisational challenges of community 
information offices for the elderly in Switzerland. 
A qualitative study with ethical reflections

Abstract
Background. Current Swiss politics concern-
ing age and ageing are orientated towards 
the principle “out-patient before in-patient”. 
As part of new regulations, in 2011 all com-
munities were required to set up information 
offices to answer questions about out-patient 
and in-patient care.
Objectives. The aim of this qualitative 
study was to analyse in which form and un-
der which conditions such information offic-
es are run.
Methods. A qualitative study was conduct-
ed which consisted of semistructured inter-
views with managers of information offic-
es. They were analysed using qualitative con-
tent analysis.
Results. The analysis shows that on the one 
hand the information offices have the poten-
tial to serve an important role in the commu-

nities and that they have a highly complex, 
demanding and responsible function. On the 
other hand the results illustrate that in organ-
isational respects the situation is highly het-
erogeneous and unregulated.
Conclusion. For the running of the informa-
tion offices, there is need for action such as 
the definition of general framework, quality 
standards, qualifications and values profiles, 
objectives, mission, responsibility and legiti-
mation, instruments for networking and co-
operations.

Keywords
Out-patient care for the elderly · 
Development of structures · Aging politics · 
"Out-patient before in-patient" · Communal 
inequality
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versorgung der Schweigepflicht und sind 
nicht immer dazu berechtigt, sich über 
konkrete Fälle auszutauschen. In kleine-
ren Gemeinden wird mit diesen Bestim-
mungen großzügiger und informeller 
umgegangen, während sich größere Ge-
meinden stärker an die gesetzlichen Vor-
gaben halten. Auffallend ist, dass die Ver-
netzung und die Zusammenarbeit in den 
meisten Gemeinden nicht strukturell fest-
gelegt sind, sondern mit der Reichwei-
te und den Kontakten der Stellenleitung 
wachsen. Dadurch sind die Netzwerke 
und deren Lücken stark von der jeweili-
gen Person und deren Berufsverständnis 
abhängig. Ergänzend zu dieser personel-
len Abhängigkeit ist die Arbeit der AS in 
hohem Maße von strukturellen, sozial-
politischen Vorgaben der Gemeinde ge-
prägt und deren Verständnis für eine al-
ternde Gesellschaft.

Kommunalpolitischer Einfluss

In den Interviews wurde deutlich, dass 
die konkrete Umsetzung des breiten Tä-
tigkeitsfeldes der AS vom politischen Dis-
kurs und Klima der jeweiligen Gemein-
de abhängig ist. So beeinflusst die Zusam-
mensetzung des Gemeinderates (vorste-
hendes Gremium der Gemeinde), die res-
sortverantwortlichen Personen und die 
Haltung der Gemeindeversammlungs-
teilnehmenden die AS stark, was sowohl 
ihre Einrichtung, Betreibung, inhaltliche 
Ausrichtung als auch ihre Prioritätenset-
zung anbelangt.

In den Interviews wurden Gemeinden 
erwähnt, welche die AS nicht als Notwen-
digkeit erachten. Dort sind sie „eine poli-
tische Geschichte, an die einfach niemand 
denken will“ (AS9), und um die sich „die 
Politik […] recht wenig […] kümmert“ 
(AS14). Einige Interviewpartner werfen 
ihren Gemeinden vor, die AS nur pro for-
ma, als „Alibi“ zu führen, um „gegen au-
ßen [zu] sagen, dass man jemanden [eine 
Altersbeauftragte] hat, aber man gibt kein 
Geld für Projekte, sondern beschäftigt sie 
intern, lauter solche kleinen Tricks“ (AS8). 
Eine Stellenleiterin meint:

„Es gibt noch einige Gemeinden, die ein-
fach irgendeine Verwaltungsangestellte als 
Auskunftsstelle bezeichnet haben. […] Ich 
denke, dass das pure Absicht ist: Wenn man 

die [AS] nicht installiert und wirklich sagt: 
‚Schaut, das ist die Person‘, dann kommt 
doch gar niemand mit Fragen.“ (AS7)

Die Agenda der dominierenden politi-
schen Partei und deren Vertreter haben 
dabei einen hohen Einfluss. So berichtet 
eine Stellenbesetzerin:

„Ich wurde in X angestellt als zukünftige 
Altersbeauftragte, und dann hat [sich] die 
Politik massiv geändert mit den Wahlen 
des SVP-Stadtrats [Schweizerische Volks-
partei], der für das Soziale zuständig ist. 
Sie haben bis heute noch keine Fachstel-
le.“ (AS13)

Diese politische Marginalisierung von Al-
tersfragen kann sich dann ändern, wenn 
sich die allgemeine politische Lage in der 
Gemeinde wandelt. Zu einem solchen 
Wandel können gesetzliche Veränderun-
gen wie die neue Pflegefinanzierung füh-
ren, die die Gemeinden verpflichtet, einen 
Großteil der Kosten der Altersversorgung 
mitzutragen. Eine Änderung kann sich 
auch dann ergeben, wenn Lokalpolitiker 
„persönlich damit [mit Altersfragen] kon-
frontiert“ (AS3) werden.

Der große politische Einfluss auf die 
kommunale Altersversorgung macht die 
AS zu einer instabilen Institution. Eine 
Interviewpartnerin beschreibt, dass die-
se Situation zu Verunsicherung im Ar-
beitsalltag führt:

„Ich musste in den letzten zweieinhalb 
Jahren sehr viele Rechtfertigungen liefern. 
[…] einfach, dass es gerechtfertigt ist, dass 
es diese Stelle braucht. Das ist immer zwei 
Jahre lang ein Pilot. Es besteht immer eine 
Unsicherheit, ob es das [Altersstelle] über-
haupt braucht.“ (AS10)

Entsprechend fühlen sich die AS-Leiten-
den in vielen Gemeinden ständig unter 
Druck, ihre Arbeit rechtfertigen zu müs-
sen, beispielsweise dadurch, dass sie ei-
nen Heimeintritt zugunsten des Lebens 
zuhause hinauszuzögern helfen.

Diskussion

Die präsentierten Ergebnisse zeigen am 
Beispiel der von den Gemeinden auf staat-
liche Verordnung hin eingesetzten AS auf, 

wie komplex die Auswirkungen der ge-
setzlichen Vorgaben zusammen mit der 
Leitidee „ambulant vor stationär“ sind. 
Diese Leitidee wird entsprechend den do-
minierenden Wertvorstellungen der poli-
tischen Akteure am jeweiligen Ort inter-
pretiert und umgesetzt. Daraus resultiert 
eine höchst heterogene Praxis bei den AS. 
Diese Heterogenität widerspiegelt sich 
z. B. in den unterschiedlichen Standor-
ten, der Art und Weise der Stellenbeset-
zung, der Reichweite (Angebot) und der 
Eingriffstiefe (Bearbeitungsweise, Verant-
wortlichkeiten, Befugnisse) der Stellenlei-
tenden. Diese Differenzen sind bedingt 
durch die Unschärfen jener drei Geset-
zeskörper, die den Auftrag „ambulant vor 
stationär“ stützen2: Im Auftrag wird die 
staatliche Fürsorgepflicht, welche ein un-
terstützungs- und/oder pflegebedürftiges 
Leben mit sich bringt, nur ungenau defi-
niert. Diese rechtliche Unschärfe materia-
lisiert sich in hohem Maße in der struktu-
rellen Ausgestaltung der AS. Die Proble-
matik verschärft sich durch die empirisch 
illustrierte Abhängigkeit der AS hinsicht-
lich des Handlungs- und Entscheidungs-
spielraums von aktuell amtierenden Ak-
teurinnen und Akteuren der lokalen Al-
terspolitik. Je nachdem, welche Vorstel-
lungen und Werte die politischen Ent-
scheidungsträger in Bezug auf die Le-
bensphase „Alter und Alt-Sein“ prägen, 
unterscheiden sich die gesprochenen per-
sonellen, institutionellen und finanziel-
len Mittel. Dies führt dazu, dass die Aus-
gestaltung der AS von lokalen politischen 
Machtverhältnissen geprägt ist, welche so-
ziale Ungleichheiten im Alter begünstigen 
können, weil Leistungen nicht vorhanden, 
nicht angeboten oder vorenthalten wer-
den. Aus diesen Ergebnissen lassen sich 
die folgenden Schlüsse ziehen:

Die AS würden sich als Knotenstel-
le zwischen den individuellen Bedürfnis-
sen von Ratsuchenden, zwischen den Un-
terstützungsstrukturen in der Gemeinde, 
und der Gemeindeverwaltung mit ihrem 
gesetzlichen Auftrag eignen. Sie könnten 
eine Schlüsselstelle sein, welche für Kli-
enten eine maßgeschneiderte, integrierte, 
nachhaltige Versorgung anbietet. Die AS 

2 Schweizerische Bundesverfassung, neue 
Pflegefinanzierung, neues Kindes- und Erwach-
senenschutzrecht.
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sollen heute gleichzeitig die Interessen so-
wohl des Staates als auch der Klientinnen 
und Klienten vertreten. Dadurch gera-
ten sie oft in einen Interessenkonflikt. Es 
können heikle ethische Dilemmasituatio-
nen entstehen. Denn als staatlicher Hand-
lungsauftrag bedeutet „ambulant vor sta-
tionär“ nicht zuletzt wegen der erwarteten 
demografischen Entwicklungen [8] Reor-
ganisation, Kostensenkung und Versor-
gungsminimierung des Gesundheits- und 
Sozialwesens [9]. Diese staatlichen Inter-
essen können den individuellen Ansprü-
chen und Vorstellungen eines „guten“, 
selbstbestimmten und autonomen Lebens 
in den eigenen vier Wänden sowohl ent-
sprechen als auch zuwiderlaufen. Dieses 
Spannungsfeld zwischen staatlichen In-
teressen und individuellen Bedürfnissen 
und Ansprüchen kann jedoch durch ko-
ordinierte, systematische und vernetzte 
Unterstützungs- und Schnittstellenarbeit 
mit Fallverantwortung gemindert, ja oft 
sogar vermieden werden. Dies ist aber nur 
möglich, wenn alle wesentlichen kommu-
nalen Akteure und die betroffenen Men-
schen an einem Strang ziehen und nicht 
eigene organisationspolitische Ziele und 
Interessen verfolgt werden.

Ausblick

Wie die empirischen Daten verdeutlichen, 
braucht es in Bezug auf die AS auf kan-
tonal- und kommunalpolitischer Ebene 
strukturelle und inhaltliche Klärung da-
rüber, was der konkrete Auftrag und der 
Handlungs- und Gestaltungsspielraum 
der AS ist, und wem bei der Beratung 
und Begleitung alter Menschen die „Fall-
führung“ und Fallverantwortung obliegt. 
Um kompetent und angemessen beraten 
zu können, sind standardisierte Verfah-
rensstrukturen und -prozesse notwendig, 
die trotz lokaler Unterschiede eine gewis-
se Kohärenz der Angebote sicherstellen. 
Definierte Tätigkeits- und Verantwor-
tungsbereiche, Kompetenzprofile für die 
Stellenleitenden, festgelegte Dokumenta-
tions- und Kommunikationsabläufe und 
Instrumente zur Beratung und Begleitung 
von Entscheidungsprozessen und ethi-
schen Güterabwägungen sind unabding-
bar. Um informationsbasierte, ethisch re-
flektierte Entscheidungen treffen zu kön-
nen, stehen die Erfassung der sozialen Da-

ten, die individuellen Lebensgewohnhei-
ten und -entwürfe sowie die Ressourcen 
im Zentrum. Auf der Basis dieser empiri-
schen Untersuchung und den daraus ge-
wonnen Erkenntnissen, die in diesem Ar-
tikel partiell abgebildet wurden, soll ein 
Praxismodell entwickelt werden, das so-
wohl aus einem Anforderungs- und Auf-
gabenprofil für die AS sowie aus einem 
Assessment- und Entscheidungsleitfa-
den besteht. Das Instrument soll in seiner 
Grundstruktur neben der Erfassung indi-
vidueller Daten, die Entwicklung perso-
nenzentrierter Handlungsoptionen und 
die damit verbundene Entscheidungsfin-
dung ermöglichen [11]. Des Weiteren ist 
aus Gerechtigkeitsgründen politisch zu 
klären und öffentlich zu kommunizieren, 
ob die AS primär dem Wohl der Ratsu-
chenden oder eher gemeindepolitischen 
Anliegen verpflichtet sind. Aus Sicht der 
Autorinnen wäre eine möglichst unab-
hängige, bedarfs- und bedürfniszentrier-
te Ausgestaltung der AS unabdingbar. Da-
für bräuchte es Organisationsformen, „die 
strukturell und organisatorisch von Fi-
nanzierungsträgern oder sozialen, medi-
zinischen und pflegerischen Leistungser-
bringer entkoppelt und hiermit auch nicht 
direkt in die Zuteilung materieller Res-
sourcen involviert sind“ [10]. Zur materi-
ellen Verdeutlichung der Neutralität soll-
ten AS in unabhängigen Gebäuden und 
nicht in der Gemeindeverwaltung oder 
im Pflegeheim untergebracht werden.

Fazit für die Praxis

 5 Den kommunalen Altersstellen 
kommt eine hochkomplexe, an-
spruchs- und verantwortungsvolle 
Aufgabe zu.
 5 Bei den kommunalen Altersstellen 
herrscht gegenwärtig eine sehr hete-
rogene und ungeregelte Situation.
 5 Aus sozialethischer Perspektive be-
steht ein Bedarf an definierten Rah-
menbedingungen, Qualitätsstan-
dards, Kompetenz- und Wertprofilen, 
Zielvorgaben, Handlungsaufträgen, 
Verantwortlichkeiten und Legitima-
tionen, und an Instrumenten für die 
Vernetzung und Kooperation.
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